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Gemeinde Ringsheim 

6. Teiländerung des Bebauungsplans „Unterfeld II“ 

Satzung  

 

 

Satzung der Gemeinde Ringsheim übe die 6. Teiländerung des Bebauungsplans „Unterfeld II“ 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Ringsheim hat am 21.07.2020 die 6. Teiländerung des Bebauungsplans 

„Unterfeld II“ unter Zugrundelegung der nachfolgenden Rechtsvorschriften als Satzung beschlossen: 

 

1. Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 

(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 

587) 

 

2. Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-

setzes vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057)  

 

3. Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 

(Planzeichenverordnung – PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I, S. 58);  zuletzt geändert 

durch Artikel 3 des Gesetzes vom vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

 

4. Die Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05. März 2010  (GBl. S. 

358, ber. S. 614), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313) 

 

5. Die Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 

581), zuletzt geändert durch Artikel 17 des Gesetzes vom 11. Februar 2020 (GBl. S. 37, 40) 

 

 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich 

  

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans und der örtlichen Bauvorschriften ist 

die Abgrenzung in der Planzeichnung, T 2.1, vom 21.07.2020 maßgebend; er umfasst die Flurstü-

cke 5858 und 5861. 

  

 

  

§ 2 Gegenstand der Änderung 

 

- Schriftlicher Teil des Ursprungsplans (Unterlage datiert 05.03.1970; durch Landratsamt ge- 

   nehmigt 26.05.1971; Rechtskraft 28.06.1971) 

 

- Ergänzung des schriftlichen Teils des Ursprungsplans im Zuge der 1. Änderung (Unterlage  

   datiert 26.03.1976; durch Landratsamt genehmigt 07.07.1976) 

 

- Zeichnerischer Teil der 5. Teiländerung (datiert Juni 1984; Rechtskraft 06.08.1984) 
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§ 3 Für den Teilbereich der 6. Teiländerung maßgebliche Bestandteile des B.-Plans 

  

a)  maßgebliche Bestandteile 

 

 

a1) Zeichnerischer Teil (bezüglich Erschließung) und schriftlicher Teil  

      des Ursprungsplans  

 

vom 05.03.1970 

a2) Ergänzung des schriftlichen Teils des Ursprungsplans im Rahmen 

      der 1. Änderung  

 

vom 26.03.1976 

a3) Planzeichnung der 6. Änderung als Deckblatt, T 2.1  

 

vom 21.07.2020 

a4) Änderung bzw. Ergänzung der Bebauungsvorschriften a1) und a2) 

      im Rahmen der 6. Änderung, T 2.2  

vom 21.07.2020 

  

b)  beigefügt ist  

  

b1) Begründung zur 6. Änderung, A 1 vom 21.07.2020 

  

   

  

§ 4 Bestandteile des Gesamt-Bebauungsplans „Unterfeld II“ 

 

Der Bebauungsplan besteht in seiner Gesamtheit mit Inkrafttreten der Satzung der 6. Änderung 

aus folgenden Teilen:  

 

- Zeichnerischer und schriftlicher Teil des Ursprungsplans vom 05.03.1970 

- Änderungsplan zum Bebauungsplan vom 26.04.1976 und schriftlichem Teil vom 

25.03.1976 (1. Änderung) 

- Ergänzungspläne vom 27.01.1977, 28.10.1977, 28.09.1979 und 25.06.1984 (2. bis 5. Ände-

rung) 

- Unterlagen der 6. Änderung (Deckblatt sowie Änderung der Bebauungsvorschriften) vom 

21.07.2020 

 

Dem Bebauungsplan beigefügt sind: 

  

- die Begründung    vom 05.03.1970 

- die Begründung zur 1. Änderung  vom 23.10.1975 

- die Begründung zur 2. Änderung  vom 27.01.1977 

- die Begründung zur 3. Änderung  vom 20.12.1977 

- die Begründung zur 4. Änderung  vom 26.04.1979 

- die Begründung zur 5. Änderung  vom 07.02.1984 

- die Begründung zur 6. Änderung  vom 21.07.2020 

- Übersichtspläne     
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§ 5 Ordnungswidrigkeiten 

  

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, wer den aufgrund § 74 LBO ergangenen 

Vorschriften der Satzung über die Örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Die Ordnungswid-

rigkeit kann gemäß § 75 LBO mit einer Geldbuße von bis zu 100.000,-- EUR geahndet werden. 

Ordnungswidrig handelt auch, wer einer im Bebauungsplan nach § 9 (1) Nr. 25 Buchstabe b 

festgesetzten Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäume, Sträuchern und 

sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern dadurch zuwiderhandelt, dass diese beseitigt, 

wesentlich beeinträchtigt oder zerstört werden. Die Ordnungswidrigkeit kann gemäß § 213 (2) 

BauGB mit einer Geldbuße geahndet werden. 

  

  

  

§ 4 Inkrafttreten 

  

Der Bebauungsplan und die zugehörigen örtlichen Bauvorschriften treten mit der ortsüblichen 

Bekanntmachung gemäß § 10 (3) BauGB in Kraft.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ausfertigungsvermerk 

 

 

 

 

Ausfertigung 

 

Es wird bestätigt, dass der textliche und zeichnerische Inhalt der 6. Teiländerung des Bebauungsplans 

„Unterfeld II“ mit dem Satzungsbeschluss des Gemeinderats vom 21.07.2020 übereinstimmt. 

 

Ringsheim, den 23.07.2020 

 

 

 

 

 

 

__________________________________________ 

(Weber, Bürgermeister) 
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Planzeichnung | T 2.1

Es wird bestätigt, dass der textliche und zeichnerische Inhalt des Bebauungs-
plans 6. Teiländerung „Unterfeld II“ mit dem Satzungsbeschluss des Gemeinde-
rats vom 21.07.2020 übereinstimmt.

Ringsheim, den 23.07.2020

Weber, Bürgermeister

Der Bebauungsplan ist am 30.07.2020 in Kraft getreten.

Ausfertigung und Verfahrensvermerke

Fassung Satzungsbeschluss am 21.07.2020

Fassung Aufstellungsbeschluss am 21.01.2020

Planzeichenlegende

Regelungen zu Art und Maß der baulichen Nutzung, Bauweise und Baugestaltung

Überbaubare Grundstücksflächen

Baugrenze

Siehe Einschrieb Nutzungsschablone

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans

Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet   § 4 BauNVOWA

Nutzungsart max. Zahl der
Vollgeschosse

max.
Grundflächenzahl

max.
Geschossflächenz.

Bauweise

Legende Nutzungsschablone

   o   offene Bauweise

N

Planzeichnung

N

Übersichtsplan
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Gemeinde Ringsheim 

6. Teiländerung des Bebauungsplans „Unterfeld II“ 

Bebauungsvorschriften  

 

 

Rechtsgrundlagen 

 

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 

2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) 

 

Die Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 04. Mai 

2017 (BGBl. I S. 1057)  

 

Die Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts (Planzei-

chenverordnung – PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I, S. 58);  zuletzt geändert durch Artikel 3 des 

Gesetzes vom vom 04. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057) 

 

Die Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung vom 05. März 2010 (GBl. S. 358, ber. 

S. 614), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBl. S. 313) 

 

Die Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 581), zu-

letzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 21. Mai 2019 (GBl. S. 161, 186) 

 

 

 

 

Ergänzung    [schräggesteller Text] 

der Festsetzungen vom 05.03.1970 / 26.03.1976 

Streichung [durchgestrichener Text] 

 

 

 

A Festsetzungen 

II. Maß der baulichen Nutzung  

 

§ 4 

 

4. Höhe baulicher Anlagen (§ 16 (2) Nr. 4, § 18 BauNVO) 

 

4.1 Es wird eine maximale Gesamthöhe von 9,50 m für bauliche Anlagen festgesetzt. Der obere 

Bezugspunkt (Gebäudeoberkante) ist der absolut höchste Punkt der baulichen Anlage. Der un-

tere Bezugspunkt ist die Oberkante Straßenbelag in der Fahrbahnmitte der Erschließungsstraße 

auf der Höhe der Mitte der baulichen Anlage. Die festgesetzte Höhe darf mit technischen Ein-

richtungen wie zum Beispiel Schornsteinen, Abluftanlagen, Antennenanlagen, Blitzschutzanla-

gen, Anlagen zur solaren Energieerzeugung in dem technisch jeweils erforderlichen Maß über-

schritten werden. 

 

4.2 Die maximal zulässige Wandhöhe beträgt 5,50 m Der obere Bezugspunkt ist die gedachte 

Schnittkante Oberkante Dachhaut mit der Außenkante der Wand. Der untere Bezugspunkt ist 
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die Oberkante Straßenbelag in der Fahrbahnmitte der Erschließungsstraße auf der Höhe der 

Mitte der baulichen Anlage. 

 

 

III. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen  

 

§ 5 

 

1. Der Grenzabstand muss mindestens 4,0 m betragen. Der Abstand zwischen den Hauptgebäuden 

mindestens 8,0 m. Mit Ausnahme der Wohngebäude bei denen nachbarliche Garagen beide Ge-

bäude verbinden. Der Abstand der Hauptgebäude muss dort mindestens 6,0 m sein. 

 

4. Überschreitungen der festgesetzten Baugrenzen mit Dachüberständen von bis zu 60 cm sowie 

mit Vorbauten gemäß § 5 (6) Nr. 2 LBO sind allgemein zulässig. 

 

 

IV. Baugestaltung 

 

§ 7 

 

Gestaltung der Bauten: 

 

1. Die Grundrisse der Bauten sollen ein langgestrecktes Rechteck bilden. Dabei sollen die Gebäu-

delängsseiten bei 1-geschossigen Gebäuden in der Regel mindestens 9,0 m betragen. 

 

2. Die Kniestockhöhe in Geschossen darf maximal betragen: 

 

 Bei 2-geschossiger Bebauung 30 cm 

 Bei 1-geschossiger Bebauung mit Steildach 90 cm 

 Bei 1-geschossiger Bebauung mit flachgeneigtem Dach 0 – 27° und 30 – 36°   30cm 

 

3. Die Sockelhöhe der Gebäude (Oberkante - Erdgeschossfußboden) ist möglichst niedrig zu halten, 

sie darf nicht mehr als 0,90 m betragen, gemessen vom eingeebneten Gelände. 

 

4.  An- und Vorbauten sind nur gestattet, wenn sie in einem angemessenen Verhältnis zum Haupt-

gebäude stehen, sich architektonisch einfügen und nach der BauNVO und der LBO zulässig sind. 

Dachgauben und Dachaufbauten sind nur an den Gebäuden mit Steildach 47 – 52° gestattet. 

Ein Dachausbau bei 3-geschossigen Gebäuden ist nicht zugelassen. Dachaufbauten sind nur bis 

zu 1/2 der Länge der zugehörigen Gebäudelänge zulässig. Der Abstand zu den Ortgängen muss 

mindestens 1,0 m betragen.  

 

5. Fensteröffnungen sind in ihrer Größe und Verteilung in der Wandfläche harmonisch zu gestalten 

 

6. Die Dachneigung muss bei Hauptgebäuden, bei 1-geschossiger Bauweise (mit oder ohne Knie-

stock) 47 – 52° bzw. 30 – 36° und 0 – 27° betragen. 

 Für Hauptgebäude sind in Abhängigkeit von der Zahl der Vollgeschosse folgende Dachneigungen 

zulässig: 

- 1 Vollgeschoss  30 – 52° 

- 2 Vollgeschosse  30 – 36° 
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§ 8 

 

Nebengebäude und Garagen: 

 

1. Die Nebengebäude sollen in einem angemessenen Größenverhältnis zum Hauptgebäude stehen 

und sind mit diesem in einen guten baulichen Zusammenhang zu bringen. 

 

2. Um größere Baukörper zu erhalten sind die vorgesehenen Garagen zweier benachbarter Grund-

stücke zu einem Baukörper zusammenzufassen. 

 

3. Nebengebäude müssen 1-geschossig erstellt werden. Die Traufhöhe darf höchstens 3,50 m be-

tragen. Oberer Bezugspunkt ist die gedachte Schnittkante Oberkante Dachhaut mit der Außen-

kante der Wand, unterer Bezugspunkt ist die gemittelte geplante Geländehöhe an der Außen-

wand. Dachneigung und Bedachungsmaterial sollen dem Hauptgebäude entsprechen. Es sind 

Dachneigungen zwischen 0 und 36° zulässig. 

 

 

V. Stellplatzverpflichtung (§ 37 (1), § 74 (2) Nr. 1, Nr. 2 LBO) 

 

§ 9 

 

Die Anzahl der erforderlichen herzustellenden Stellplätze für Kraftfahrzeuge wird wie folgt fest-

gesetzt: 

 

- Wohnungen bis zu 50,0 qm Wohnfläche   1,0 Stellplatz je Wohneinheit 

- Wohnungen bis zu 75,0 qm Wohnfläche  1,5 Stellplätze je Wohneinheit 

- Wohnungen über 75,0 qm Wohnfläche  2,0 Stellplätze je Wohneinheit 

 

Sofern sich am Ende der Berechnung der Gesamt-Stellplatzzahl für ein Vorhaben in Summe eine 

nicht-Ganzzahl ergibt, so ist auf die nächste Ganzzahl aufzurunden (Bsp.: 2,5 -> 3) 
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B Hinweise und nachrichtliche Übernahme von nach anderen           

gesetzlichen Vorschriften getroffenen Festsetzungen                       

1 Baugrund 

 

Bei geotechnischen Fragen (z.B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl 

und Tragfähigkeit des Gründunghorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) wer-

den objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein 

privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 

 

2 Allgemeine Hinweise zu Denkmalpflege, Archäologische Denkmalpflege, Bodenfunde                  

§§ 2, 8, 20 DSchG (Denkmalschutzgesetz) 

 

Bei Bodenfunden (Bildstöcken, Wegkreuzen, alten Grenzsteinen, Scherben, Knochen, Mauerres-

ten, Metallgegenständen, Gräbern, auffällige Bodenverfärbungen u.ä.) ist gemäß § 20 des Denk-

malschutzgesetzes (DSchG) das Landesamt für Denkmalpflege umgehend zu informieren. Auf-

tretende Funde sind bis zur sachgerechten Dokumentation im Boden zu belassen.  

 

Landesamt für Denkmalpflege - Dienstsitz Freiburg  

Sternwaldstraße 14, 79102 Freiburg im Breisgau 

Telefon 0761 / 208 – 3500, Telefax 0761 / 208 – 3544, Email abteilung8@rps.bwl.de 

  

 

3 Allgemeine Hinweise zu Altlasten 

 

Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und / oder Geruchsemissionen (z.B. Mineral-

öle, Teer,...) wahrgenommen, so ist umgehend das  

 

Landratsamt Ortenaukreis (Amt für Wasserwirtschaft und Bodenschutz)  

Tel. 0781 / 805-9650, Fax 0781 / 805-9666 

 

zu unterrichten. Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort einzustellen. 

 

 

4 Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg 

 

Neben den Vorschriften des Baugesetzbuchs und der Landesbauordnung ist auch im Besonde-

ren das Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg zu beachten. Hierin sind u.a. maximal zuläs-

sige Höhen von Zäunen, Pflanzabstände usw. geregelt.  

 

 

 

Ringsheim, den 31.07.2020 

 

 

 

                                     

                                         

__________________________________________ 

                                                                                            

(Weber, Bürgermeister) 

  

 

 

 
 

 Keltenstraße 7               77971 Kippenheim 

 T (07825) – 8771975     F (07825) 8771977 

 E-mail: bauleitplanung@mathis-jaegle.de  

 

 (Planverfasser i.A. d. Gemeinde) 
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Gemeinde Ringsheim 

Bebauungsplan „Unterfeld II“ 

Schriftlicher Teil Ursprungsplan und 1. Änderung 
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G®neinde:        R  I  N  G  S  H  E  I  M

liandkreisi    Ortenaukreia
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Satsung
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Aufg£und  der  §§  1,   2  und  8  10  des  Bundesbaugesetzss  von  23@

Juri  1960   (BGB1.   I  S.   341)   (BBauG).   §§ .111   i+t>s.1,112  Abg.   2

Hr.   2  d©r  Landesbauordnung  fiir  BadenWürttenberg  vom  6.4.196ü

(G©s.Bl.   S.   151)   (LBO)   i.d.F.   vom  20.   Juni   1972   (G®s.B1.   S®   352)

in  Verbindung  nit  §  4  der  Gemeindeordnung  für  Bad©nWürttemb®rg

in  äer  Fass`ing  von  22®i2.ig75  (@eB.Bi.   ig76  S.   i)  hat  der  G®

m®inderat  an  24.  Mai  1976  di®  Ä'nderung  des  Bsbauungsplans  "Üm

tepf©1d  11",  d©r  am  11.6.1971  in  Kraft  getreten  ist.  als  S&t

zung  besohloBsen.

§1

Gegensband  dep  Ändepung

Gegenstand  der  Änderung  ist  der  z;eichnerische  Teil  des  Bebauung8

plans.

§2`

Inhalt  dep  ?';.ndermg
Der  zeichnerische  9eil  des  Bebauungsplans  nach  §  1  wird  ersetzt
duroh  den  neuen  geichnerisch©n  Peil  v®n  26®  Äpril  1976  naoh

Haßgab®  der  Begriinüung  vom  23.10.1975®

§5

B©standteile  des  geändert©n Bebaüungsplans

Weben  den  dur®h  §  2  geänd©r€en  Bes€andteilen  des  B©bauungspl¥ns

besteht  der  Bebauungsplan ntmehr  au8!
1.   B®gründung  von  5.3.1970  und  V®n  23.1o.1975O

2.  Übersiohtsplan,

3®  d.n  Bebauungsvorschriften von  5.3.1970  und  d®r  Ergänzung
hiersu  von  25.3.1976.

b,w,



§4
0rdnungsHdflgkoit®n

Ordnungswidrlg  ln  Simo  von  §  112  LBO  handelt,  wer  don

auf  Grund  von  §  111  liBO  organgenen  Bostandtoil®n  dlegep

Satzung  zuwiderhandelt®

§5
Inkrafttreten

Die  Satzung  tritt  nit  ihrer  Bekamtmachung  in Krafto

\.

Ringsheim,  den  24.®  Mai   1976

®®.,®.................®,®®'

(Gret5er) ,  Bürge]meister

E=



•.......................................uep`................................................

4#?_¥

®

•...`~.§Z'.ii.''.`.'.".........Dep..."...üi.:jj.."5.{j[.Si.H

Jel

Z=..``........,_..'...

Je6JO8

ü.0+,jd,d".?S

43,,..

•................''...................uep`.............`...........'..................

Jets!OluJJ0g

(:,:,;j!i!;;j`
9

sJetun)

•2:lr=,ll          .

')iouLoqJOcquDldo

'



zum    Bei]]uumit;iilan    dt3{`    li(;

Untei`fEltJ    LI   

A    F!E3chts[ I , 1 1 r 1 d 1 d r

•:',

'.
\                        .`.     

•\
•\

!`n.',  ,'     :,.    .
/

1.

r`

 tb.  `

.,,        i

1.    §§    1    und    2,    8    uric.I   rJ    Ui3§    Uuiidc!£bauoü:Btzes    vom

23.    Juni    1960       ([}[;BL.    I    c`].3/il)        (BHauG)

2.   §§   1   23   der   Vei`ordnung   üLjer   []aulichB   Nutzung   der
Gi`undstückE    (BaunutzungsvLii.oi`cjnung)    vom   26.    Juni    1962

(BEBL.    I   s.429)       (Bauwo)    in   dEr   Neuf`assung   vom   26.11.1968

(aEBL.    I   §.1237)

3.   §§   1      3   der   VO   über   diE   Ausai`beitung   der   Bauleii:pläne
§ouie   übEi'   die   Dar5tBllung   dE§   Planinhalt;es   (Planzeic:hE3n
vei`c]i`dnung)    vom    19.    Januai'    1965       (E}EBL.    I    §.21)

4.   §   1   dEr   2.    VErc]i`dnung   dgr   LandB§i`E9igrung   zur   Dui`chfühi`ung

de§   BBauE   vom   27.    Juni    1961       (Ge§.E}l.    §.208)

5.
§§   3   Ab§.    1,    7,    9,    16   und   111   Ab§.    1,    2   und   5   §atz   [   dEr
LB0   füi`   E]adBnUüi`ttembei`g   vom   6.L.1961      (Ge§.Bl.    §.150

8   FE3§tsEtzunt]En

1.      AI`t   del` baulichEm   Nutzun

§1E±bL±
Der   i`äumliche   EBltung§bgi`Bi[h   de§   Bgt]auungsF]lanE§   uii`d   in
BauggE)iE3te   gggliBdBrt,    diE   Fe§t§Bi:zung   vc]n   Art   und   BEgi`Bnzung

dBr   BaugBbiEi:B   grFCJlgt   durch   Einti`agung   im   E3ebauungsF}lan.

Entlang   dgr   BundB§§ti`aße   i§t   gEmBs§Bn   vDm   äußBi`gn   Rand   dei`
befe§tigtBn   Fahi`bahn   Bin   20   m   brBii;Br   SEhui:z§treifen   von   jeder
BEbauung   frBizuhaltE!n.
Zufahi`ten   Lirid  ZugängE   zur   Bunde§§traße   uErdEn   nicht   ge§tattet.

Au§nahmBn:                                                 §2

SDWEi.t   in   dEn`  §§   3   und   4   Au§nahmEn   voi`gE3§ehBn   §ind,    §ind

dig§E   BB§tandtgil   dB§   Bebauung§planE3§,    §of`Bi`n   diB   Eigenart

±::M:::£:::::i:=:::::::::::a:::::::=i:J::i.,Je
mä=ki==   irr.   :iT]T::i   rirT   g   d.i_nL      t   ri..   []]„f\i\/n   ,,,n.i .....

NebBn   und   VE!i`soi` sanla

1.    NEbgnanlagEn   im   SinnE3   dg§   §   14   Ab§.    1   BauNVÜ   §ind   untei`   den

doi`t   gEnEinnten   Vorau§§etzunggn   zulä§§ig.

2.    Vgi`§Di`9ung§anlaggn   im   §innE=   dE3§   §   14   Ab§.    2   BauNVD   kännBn

al§   Au§nEihmEn   zugEla§§en   ugi`dEn.

3.   Auf   der   nicht   übgi`baubai`En   SchutzflächE   entlang   der   BundE§
§ti`aße   düi`f.gn   au[h   kEing   NEbBnanlagBn   im   SinnE   dB§   §   14   BauNVD
vt3m   26.11.1968.    (E}GBL.    I   §.1231)       gi`i`ichtEt   wBi`den.



11,     Ma5S    C!l!'. llg±,__Nutzun

t)4

1.    Da§    Mass    [!u`    lJ{iuliL;ium    Nutzung

FEstsetzurui    tJt.}i`    (':ruut.1l`

gESchossE.     SUUL'.Ll,    [.!i"..'

im    BE:bauumiiilm    rii,clil:    ui`f`olEt,

gE3höi`i!e    Ei`undf l;..icli[;nz.CJhl    nach
festgE2§etzt.

dbES

lE3

(!1.1

2,¢1  i.'ial   '

[c

t  dE""l
Zahl   cjei`   VDU±

dEi`   Gruiid{.`läc:hEnzahl

0..Llt   diB   jeuEzilige   zuJ  ~
§   17   Abs.    1   E]auwo,    al§

2.   DiE   f`estgEsebzt,e   Zahl   dor   Vollgeschosse   ist
Mit   Au§nahme   im   E}c:reich   c]e§   Mi;chgBbiBte

höc}hstBn§   2   gescho3sig   mit   DachnE3igung

8E25t,attet.
r

bäude,    Pf`ärtnei`hau§   und   Wohnung,    jBdoch   nur   1gB§cho§

`

. `  . __

•,1

3.  'Im   nörc!lichen   Mischgebiet   sind   en.blang   der   Sti`aßen,   Park§brEii'Bii'
mit   gingr   Tief`E   vDn   6,D   m   E3inzui`i[htEn,    dahintE3i'   Ein   Erün§ti`Bi

fBn   vcn   10,0   m,    in   dessen   Bei`eich   Eingangsund   I{onti`ollge
'_,._  `  J  _           rl  r ,,,,

gEstEittet   §ind.    Im   ans[hlic30enaenBBreic:h   von   12,o   m
2   gEschc]s§igB   Büro   und   Uc]hngBbäude   gBstattBt.

±±i=J±±u_uBi§E__und=übeiia=u_=±=a±±±j=±P±±±icjk§f_l_ä_E=LE

§5

1.   Erenzabsi:ände:

1

DBp   ErBnzba§tand   muß   minde§tEn§   Z+,O   m   bEti`agE3n.    Der   Ab5tand

zwi§chBn   dEn   HauptgBbäudEn   mindg§ten§   8,o   m.   Mit   Ausnahme
der   WBhnBBbäude   bei   dgnen   nachbarlichE   Eapa§Bn   bBidB   GBbäude
vgrbinden.    DBi`   Ab§tand   dEr   Haijpi=gEbäude   muß    dc]i`t   mind§E;tgn§

6'0   m   sEin.

2.    Al§   BauuBisg   iLiird   off`BnE   E!auwE3isg   fE3§tgg§etzt.

3.   Für   diE   Stellung   urid   Firsti`ichtung   der   Gebäude,   §ouie
für   die   Dac=hform,    §ind   diB   EintragungEn   im   BebauungsF]lan
ma§sggE}End.    AusnahmBn   kännE3n   nur   zLigElassBn   uBi`dgn   im

::BB±::6gBru:ä   gB:B£;Bs±gsn   EEbäuden   m±t   B±nE3r   Da[hng±gung

übBi`baubEii`E3    Grun

§6

dstüt=k§f.1ächen:

1.   DiE   Fe§tsetzung   dBr   5traßenbEgi`Emzung§1iniEn,   Baulinien,
BaugpEnzen   und   Bebauung§tief`Em,    Erfc]1gt   dupch   Einti`agung
im   BE3bauung§plan.

2.    Im   E]Ei`Eich   dgr   2Ü   kvAnlagen   dg§   BadenuBi`kE3§   §ind   die
im   VDE0210/5.69,   §   14   arigEgebenen   §it=hei`hBit§ab§tände
BinzuhaltEn .

3.   Auf   den   nicht   übEi`baubapen   Ei`und§tüt=k§flächEn   §ind   NEbEm
anlagEn   im   §inne   dB§   §   14   BauNW   zulä§§ig.



IV _ _E] aLi,±jH

Ge§taltun cj ,,,,,     l J a lJ t E? n :

1.    Die   Gi`uncji`l:;Cfj   der   [lr]utrm   L;üJL± n

`L.

1

.,.       2L,.   "   I_,.i.,
• *__

11
•.«

1Liri[jtjijsbi`ec;1<1;(!8

qecht[.jck    l)i  l.[1[jn.    Dab[:i    sul,lm    aie   Liebüijdt:.[i.irirjs5[.2iLm   b±i

:`.:.

`

1gesch[iL}:ii.i]c!ri    ürjbäuden    ln    cJer    rlE;tjel    iiij.nüE2s€m§    rJ,O   m

bet1`a9En.

2.    DiE   t{niEr,tucl<hühe   daif   mLiximcil   beti`agen:

Bei   2   geschos§igE3n   Bc:bauung   30   cm

BEi    1   geschos§iger   üBbauung   mit   S`t;eildaEh   90   cm

Bei   1  8B:C2;gsi:::  g#a:u;gomi5of::GhgmEi§tBm   Dach

3.    DiB   Soc:kelhähe   der   Gebäude   (Dbei`kantB      Ei`dgE?sahossfu§§
boden)   ist   mäglich§t   niedi`ig   zu   haltE3n,    §ie   dai`f`   nicht   mEhi`
al§   P_,=9±E   t}E3tragEn,    gEmE3sBBn   vDm   =ingEBbngten   EeländE=.

0

[.   Anund   Voi`bautEn   §ind   nur   ge§tattet,   wEnn   sie   in   Binem
angE!mE§§Engn   UE3i`hältni§   zLim   HauF]tgeE]äudE3   stBhEn,    §ich   ar[hi

tBktoni§ch   Binfügen   und   nach   dBr   BauNV0   und   dei`   LB0   zulä§§ig

:::dät:::::::b:;ou:d528E::::::::::  :::dD:::a::b::nb::bä::gn
3   5B§Bho§§igen   GBbäuden   i§t   nic:ht   zugBIEis§en.

5.   FEn§täffnungBn   §ind   in   ihi`er   Bi`äßE   und   VBrteilunB   in   dei`
Wandf`lächB   hermoni§c:h   zu   gB§taltEn.

6.    Dig   Dat=hnE3i§ung   muß   bEi    den   HaijptgBbäudEn,    bei

£;Bg:S;!=S::::r3:8U::j:8  :::tg°:BZ7Bhn:B:::::::"

§8

NBt]En ebäudE:   und   BEira

1.    DiE   NBt]gng§bäuc]E   §c]llE=n   in   BinE3m   anggmBs§Enen   Gi`äßenver

hältni§   zum   Haupt;E}EbäudB   §tE3hBn   Lind   §ind   mit   diE!sE!m   in   ginBn

gutEn,    baulichBn   ZudarrimBnhang   zu   brinE}en.

2.    LJm   .gi`EißgrB   E]aukEirpBr   zu   E3i`haltBn,    sind   dig   vDi`gBsehgngn

Earagen   zuEiBr   benachbEirten   Gi`undsi;ückg   zu   EinBm   E]aukärpgr
zu§ammBnzufa§sE3n.

3.   NEbBnggbäudB   mü§§Bn   1   gE§Bho§§ig   er§tEllt   wErdBn.   Die   Ti`auf
hähg   darF   häc:h§ten§   3,50   m   bEti`agEn.   Dachneigung   und   bE3
c]ac:hung§matBrial   §ollEn   dBm   HauFitggbäudg   ent§F]i`E3chen.



E i n F` r i e cl i ri u m

1.     DiB    Einf`ri{.J[;i.t)unE3cjri    iJm n

''..

£0,  j','c''

ü r F { !Tl t i j. C h fj 1.1
5ti`aßm   un[l  l'liit,zm   .,"   rür   dio   einzBlri{jri   Sr,i`aßB[¥j`  W
zügc2    cinhr:U,l.ich    zu    ,'){:t.;taltr.tn.

`,1

EastattEt,    sL.Lnd:

5ockel    bis   U,J0   m    !!ij,'``ir3    aus    NutLJr§t:8in    odBr   Bc3ton   mit

HeckenhintL`i`rjlanzijru.]E:n    au§   bodBn5tändi[jE3n   Sti`äuchE:i'n,

einf`ac:he   Holzzäune    (LattEn?.äunE3)   mit   !lEckE3nhintei`

pf`lanzungE3n,    quadratisches   DfahtgeflBcht   in   f]ahmE2n   aLi§
RDhi`c3n   oder   lLlin!<eleisen   mit   Llc3ckünhini.Bi`pflanzun[jEn

i]c]E3r    schmiBc]BEi5erns   Gittei`.

ungE3n   auf   die   Hau§fluc:ht   zui`ückzu§E3tzBn§ind.

§10

2.    Die   VBi`uendung   von   Sta=hel   und   Madi=hendi`aht   c]hnB
RDhi`rahmBn   an   dEn   StraßEnfrontEn,   al§   Einfrigdigung
i§t   nicht   gg§tat;tet.   Um   !räßEre   5i:ra,ßenräume   und   bE§§eref!
VerkEhrsvei`hältnis§B   zu   scha.Ff`en,    kann   die   Gsmgind.evgr
waltung   anoi`dnen,    daß   uEnn   Erf.DrdE3i`liEh,    die   EinfriE3dig

Brund§tüc:k Estaltun und   Vür ä 1. t 8 n :

1.   Anfüllung   urid   Abti`agungen   auf   da§   Erund§tück   §irid   §o
dumhzufühi`gn,    daß   diB   angBgBbBnen,    nat;üi`liE,hm   5Blände
vEi`hältni§se  mägliEhst   uenig   beEinträchtigt   uerden.   Die
GEländsvBrhältni§se   dBi`   NaEhbai`grundsi:ü[ke   §ind   dabEi
zu   ±ai`üc:k§ichtigEn.

2.   Voi`gäi`ten   5ind   riach   =i.§tellung   dE!r   GBbäudB   al§   Zii`gäi`tpn
odBr   F{a§enflä[hBn   anzulggen   und   zu   untErhaltgn.   BEi   An

pflanzungEn   von   Bäumgn   und   Sti`äuEhei`n   §ollBn   joE3nständigE
GEhälze   v=i`uendBt   uBrden.

g1 1r
4±±±±_mgi+ tJ+t d  Befim l tj_p±±±

:ür. Aü:nahfflH±±f}il'BEf±=n  `v':n  ::rT`k`±lpif`t[ni. diei

g==g:irLgdEaiebatrt±ngaF±anetTriiigi+qBaqEqnd

Ring§hEim,    dEn   5.3.7tJ DgI`    Bül`



\`J



cer.`£e inde    itirilL,`;;`;`ne im

.±rg`;lnzurif?,.    der    rit,`b`.jLiun:,;i;v`j r`cc++jrij.`tt,n

zim    Beb`iuur]L.,.^'J)jl,.jn     "UnLt,`r..i.eJ_d    11"

€5em:iß    (Trert`ie l  fi(`lc`J`t.i t;,'jbo;,clLli].L'i   vom    25o    i\,j..rz    l.`jr/6    (öfftlosibz,ij.ng   T.:ro

7)/lf'f/6)

in   die    13cTL);J`uun,',;;3voj:.St,c,lii.iJ`tt`;n   ','Tei''Acn    fol;:/;f`Lfir]_e    .i\.nbi`äge    cl.er   Ba`ien

werk    i\`Go    mit    ;jui``±,.t:;ricimirien:

d\£)ti,   :i..\iriecle [`,r,Tt±3ririiinr:;3netz   i,irird   ,'3ls   Kc}rje lnetz    ausgeführto

der   13t.,`ic`1.env,rer..k   J\Go   '``'.i.rii.   tlie    /Jrlrie'rLT`,iigung   erteilt   für   d.en
TJinbau  von  l\1`ie'lcrs]3L]..i.`jnungsVerteilerschrä.nken  und  Beleuchp.

tun3smasten  der  öf`fentlichen  Stra.!.33nt:eleuchtu`ng.  auch  auf  den

im.  Beb€,]`uu.ngsplan  als   nicht;   überbaubar   ausgei,ti,'ieseneL`n  Flächeno

Art,   ,`hzahl  und  Einbauorte  d.er  Kabelverteilerschr,:=inke   und

Stra.(:enbeleuchturigsmast;en  vtvterden   zu   gegebener  Zeit  von  der

Baden``,.'\rerk  AGo   im  Einver.ne±meri  mit   der   Gerrieiiide   Rine;`sheim   fest;

8ele8to

Ringsheim,   26o   Mä:`rz   1976
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0 Hinweis 

 

Erklärung von Abkürzungen und Begriffen: 

 

BauGB Baugesetzbuch 

BauNVO Baunutzungsverordnung 

FNP Flächennutzungsplan 

GRZ Grundflächenzahl 

GFZ Geschoßflächenzahl 

LBO Landesbauordnung für Baden-Württemberg 

Natura 2000 Netz von FFH- und Vogelschutzgebieten innerhalb der Europäischen Union 

 

 

1 Anlass und Zielsetzung  

 

Anlass der 6. Teiländerung des Bebauungsplans ist die Absicht der Eigentümer des Flurstücks 

5858, auf dem bereits mit Wohngebäude sowie Garage bebauten Flurstück eine Nachverdich-

tung durch Aufstockung der vorhandenen, unter Einhaltung von Grenzabstand errichteten Ga-

rage durchzuführen. Die baurechtlich zulässige Ausnutzung des Grundstückes ist durch die be-

stehende Bebauung bereits voll ausgeschöpft, wobei der Bebauungsplan aus dem Jahr 1984 nach 

heutigen Maßstäben nur eine sehr geringe Ausnutzung des Baugrundstücks zulässt. Die Verwal-

tung sieht es im Zug des Änderung des Bebauungsplans für das Flurstück 5858 als Sinnvoll an, 

das direkt angrenzende und bisher noch unbebaute Grundstück 5861 in den Planbereich zur 

Änderung des Bebauungsplans miteinzubeziehen, da vermutlich bei einer später anstehenden 

Bebauung die engen Festsetzungen des alten Bebauungsplans dort ähnliche Probleme aufwerfen 

und dann eine erneute Teiländerung des Bebauungsplans erforderlich werden würde. 

 

Die Änderung des Bebauungsplans liegt im öffentlichen Interesse, da die Nachverdichtung von  

vorhandenen, technisch und verkehrlich voll erschlossenen Bauflächen ermöglicht wird und so-

mit die Ausweisung von Bauflächen in bisher nicht baulich genutzten Bereichen vermieden wer-

den kann. Außerdem wird durch die geplante maßvolle Nachverdichtung zusätzlicher, dringend 

benötigter Wohnraum geschaffen. 

 

 

 

2 Verfahrensart und Verfahrensschritte 

 

2.1 Beschleunigtes Verfahren nach § 13 a BauGB 

 

Die 6. Teiländerung des Bebauungsplans „Unterfeld II“ wird im beschleunigten Verfahren nach § 

13a BauGB aufgestellt. Die Voraussetzungen für die Wahl dieses Verfahrens sind nach § 13a (1) 

S. 2 Nr. 1 BauGB erfüllt:  

 

2.1.1 Zweck des Bebauungsplans 

 

Der Bebauungsplan dient der Sicherstellung bzw. Schaffung ausreichender Wohnfläche sowie 

der maßvolle Nachverdichtung und dieser stellt deshalb eine Maßnahme der Innenentwicklung 

dar. 
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2.1.2 Zulässige Grundfläche 

 

Die im Geltungsbereich des Plangebiets liegende zulässige Grundfläche im Sinne des § 12 (2) 

BauNVO hat eine Größe von ca. 577 qm. Berechnungsgrundlage: 

 

Geltungsbereich 1.443 qm x GRZ 0,4 = 577 qm 

 

Es werden keine weiteren Bebauungspläne aufgestellt, die in einem engen sachlichen, räumli-

chen und zeitlichen Zusammenhang mit der 6. Teiländerung des Bebauungsplans „Unterfeld II“ 

stehen. 

 

2.1.3 Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 

 

Durch den Bebauungsplan werden keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, die einer Pflicht 

zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltver-

träglichkeitsprüfung oder nach Landesrecht unterliegen. 

 

2.1.4 Natura 2000-Gebiete und Schutzgüter gem. § 1 (6) Nr. 7 BauGB 

 

Durch den Bebauungsplan sind keine Natura 2000-Gebiete betroffen. 

 

2.1.5 Störfallbetriebe  

 

Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 

Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bestehen nicht, da weder innerhalb der Gemar-

kungsfläche der Gemeinde Ringsheim noch der angrenzenden Gemeinden entsprechende Be-

triebe oder Einrichtungen vorhanden sind. 

 

2.2 Verfahrensübersicht 

 

Aufstellungsbeschluss durch den Gemeinderat gem. § 2 (1) BauGB und Beschluss, den 

Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gem. § 13a (2) BauGB durchzuführen. 

 

Im beschleunigten Verfahren gem. § 13a (1) BauGB kann entsprechend dem Verweis 

auf § 13 (2) Nr. 1 BauGB („vereinfachtes Verfahren“) von einer frühzeitigen Beteili-

gung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange abgesehen werden. Hier-

von wurde Gebrauch gemacht, da das Plangebiet bereits im Wesentlichen bebaut ist 

und erhebliche Nutzungskonflikte nicht zu erwarten sind. 

 

Im „vereinfachten Verfahren“ gem. § 13 (2) Nr. 1 BauGB wird ferner von der Umwelt-

prüfung nach § 2 (4) BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der An-

gabe nach § 3 (2) Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen ver-

fügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a (1) und § 10a (1) 

BauGB abgesehen; § 4c BauGB ist nicht anzuwenden.  

21.01.2020 

  

  

Entwurfsbilligung und Beschluss der öffentlichen Auslegung 21.01.2020 

  

  

Ortsübliche Bekanntmachung von Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung durch 

Veröffentlichung im Mitteilungsblatt Nr. 6/2020 der Gemeinde Ringsheim. Im Zuge 

dieser Bekanntmachung wurde darauf hingewiesen, dass von einer Umweltprüfung 

abgesehen wird. 

06.02.2020 

  

  

https://dejure.org/gesetze/BauGB/2.html
https://dejure.org/gesetze/BauGB/2a.html
https://dejure.org/gesetze/BauGB/3.html
https://dejure.org/gesetze/BauGB/6a.html
https://dejure.org/gesetze/BauGB/10a.html
https://dejure.org/gesetze/BauGB/4c.html
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Offenlage des Bebauungsplanentwurfs mit Planzeichnung, schriftlichem Teil und Be-

gründung in der Fassung vom 21.07.2020 gemäß § 3 (2) BauGB 

14.02.2020 

bis 

16.03.2020 

  

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurden mit Schreiben vom 30.01.2020 gem. § 4 (2) BauGB unterrichtet und es wurde 

ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben. 

14.02.2020 

bis 

16.03.2020 

  

  

Behandlung der im Rahmen der Offenlage eingegangenen Stellungnahmen, Billigung 

des Bebauungsplanentwurfs und Beschluss, die erneute Offenlage gem. den §§ 3 (2) 

und 4 (2) BauGB durchzuführen 

28.04.2020 

  

Ortsübliche Bekanntmachung der Durchführung der erneuten Offenlage durch Ver-

öffentlichung im Mitteilungsblatt Nr. 20/2020 Gemeinde Ringsheim der Gemeinde 

Ringsheim   

14.05.2020 

  

Offenlage des Bebauungsplanentwurfs mit Planzeichnung, schriftlichem Teil, örtli-

chen Bauvorschriften und Begründung in der Fassung vom 28.04.2020 gem. § 3 (2) 

BauGB 

22.05.2020 

bis 

26.06.2020 

  

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

wurden mit Schreiben vom 11.05.2020 gem. § 4 (2) BauGB unterrichtet und es wurde 

ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben 

22.05.2020 

bis 

26.06.2020 

  

  

Ortsübliche Bekanntmachung des am 21.07.2020 gefassten Satzungsbeschlusses gem. 

§ 10 (3) BauGB durch Veröffentlichung im Mitteilungsblatt Nr. 31/2020 der Gemeinde 

Ringsheim  

30.07.2020 

  

 

3 Übergeordnete Planung 

 

Der Bebauungsplanentwurf entspricht hinsichtlich der zulässigen baulichen Nutzung den Dar-

stellungen des Flächennutzungsplans (W - Wohnbauflächen). 

 

 

4 Geltungsbereich, Erschließung und technische Infrastruktur 

 

Das Plangebiet umfasst zwei Flurstücke (Schillerstraße 5 und 7). Das Plangebiet ist verkehrstech-

nisch bereits voll erschlossen. Gegenwärtig sind keine weiteren öffentlichen Verkehrserschlie-

ßungsmaßnahmen geplant. Das Gebiet wird über vorhandene Leitungsnetze mit Strom, Telekom, 

Breitband, Frischwasser und Gas versorgt. Ebenso ist eine zentrale Abwasserentsorgung vorhan-

den. Eine ausreichende Löschwasserversorgung ist nach derzeitigem Kenntnisstand vorhanden. 

 

 

5 Ausgleichsmaßnahmen, Umweltbelange und Artenschutz 

 

5.1 Ausgleichsmaßnahmen gem. § 1a BauGB 

 

Durch die vorgesehenen Maßnahmen erfolgen keine erheblichen Eingriffe in Natur und Land-

schaft. Allgemein gelten Eingriffe aufgrund des Bebauungsplans bei Anwendung des § 13a 

BauGB als im Sinne des § 1a (3) Satz 5 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder 

zulässig. Damit sind Ausgleichsmaßnahmen im Sinne des § 1a BauGB nicht erforderlich. 
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5.2 Umweltbelange 

 

Von dem Bebauungsplan sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Umweltbelange des § 1 

(6) Nr. 7 BauGB zu erwarten. 

 

Flächennutzungsplan und tatsächliche Nutzung: 

 

Darstellung im FNP W - Wohnbauflächen 

 

Tatsächliche  

Nutzung 

Bebaute Grundstücke (Wohn-, und Nebengebäude), Haus- bzw. 

Nutzgärten, öffentliche und private Verkehrsflächen, Abstellflä-

chen, Stellplätze 

 

 

Raumordnerische Vorgaben und Umweltschutzziele: 

 

Regionalplan: Keine Vorgaben 

 

Landschaftsplan: Keine Vorgaben 

 

 

Schutzgüter nach § 1 (6) Nr. 7 BauGB  

 

Schutzgut Auswirkungen des Bebauungsplans 

 

Mensch  Gegenüber den bisher zulässigen Nutzungen ergeben sich keine wesentlich ver-

änderten negativen Auswirkungen.  

 

Tiere und Pflanzen Keine oder zu vernachlässigende Auswirkungen. 

Betroffene Arten: weitverbreitete Arten, Kulturfolger, vor allem Vögel und Insek-

ten. Keine Hinweise auf erhebliche Beeinträchtigung geschützter Arten. 

 

Boden 

 

Standort für natürliche Vegetation und natürliche Bodenfruchtbarkeit:  

Unerhebliche Auswirkungen auf Grund der geringen Größe des Plangebiets und 

der bereits vorhandenen Bebauung. 

 

Ausgleichskörper im Wasserkreislauf und Filter/Puffer für Schadstoffe:  

Unerhebliche Auswirkungen auf Grund der geringen Größe des Plangebiets. 

 

Wasser Grundwasser: die Grundwasserneubildung wird auf Grund der geringen Größe 

des Plangebiets und der bereits vorhandenen Bebauung nicht beeinflusst. 

 

Oberflächengewässer: nicht betroffen. 

 

Hochwasser: nicht betroffen. 

 

Klima und Luft Unerhebliche Auswirkungen auf Grund der geringen Größe des Plangebiets und 

der bereits vorhandenen Bebauung. 

 

Landschaftsbild Keine Auswirkungen da sich das Plangebiet innerhalb der Ortslage befindet und 

nicht an die freie Landschaft angrenzt. 

 

Kultur- und Sachgüter Keine Auswirkungen da keine Kulturgüter im Plangebiet bekannt sind. Allgemei-

ner Hinweise zu Bodenfunden im Bebauungsplan. 
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Schutzgut Auswirkungen des Bebauungsplans 

 

Wechselwirkungen Aus möglichen Wechselwirkungen ergeben sich weder eine zusätzliche Bedeutung 

noch eine Gefährdung von Funktionen des Naturhaushalts. 

 

Sonstige umweltbezogene 

Erwägungen, Merkmale oder 

Probleme 

Der Bebauungsplan ermöglicht eine behutsame Nachverdichtung im bereits er-

schlossenen und mit Infrastruktureinrichtungen ausgestatteten Innenbereich. 

Dadurch können in gewissem Umfang Bauflächen im Außenbereich vermieden 

und somit dem übergeordneten Planungsziel des flächensparenden Bauens ent-

sprochen werden. 

 

 

5.3 Artenschutz 

 

Die Eingriffssituation verändert sich gegenüber dem bisherigen Zustand im Hinblick auf den Ar-

tenschutz nicht. Eine erhebliche Betroffenheit geschützter Tier- und Pflanzenarten kann ausge-

schlossen werden, da entsprechende Lebensräume aufgrund der bereits vorhandenen intensiven 

Nutzung fehlen. 

 

 

6 Begründung von Planinhalten und Festsetzungen 

 

6.1 Allgemeine Begründung 

 

Die Konzeption des Bebauungsplans „Unterfeld II“ geht auf das Jahr 1970 zurück. Der ursprüng-

liche Plan sah in einigen Bereichen des Plangebiets verdichteten Wohnungsbau in Form von 

Reihenhäusern vor, in weiten Teilen des Plangebietes waren zwei Vollgeschosse zwingend vor-

geschrieben. Die später tatsächlich vorhandene Nachfrage bestand aber offensichtlich nach ein-

geschossigen, freistehenden Einzelhäusern mit flachen Dächern so dass zwischen 1977 und 1984 

im Rahmen der 2. bis 5. Teiländerungen jeweils durch Deckblätter die Festsetzungen von zwei-

geschossiger auf eingeschossige Bauweise geändert wurden.  

 

Die heute vielfach nicht mehr zeitgemäßen Festsetzungen des ursprünglichen Bebauungsplans 

bzw. der erfolgten Teiländerung verhindern sinnvolle Lösungen bei den nunmehr anstehenden 

Umbauten der vorhandenen, teilweise großflächigen Einzelhäuser bzw. der Nachverdichtung auf 

den relativ groß geschnittenen Baugrundstücke. 

 

Um das Erscheinungsbild des Plangebiets entsprechend der vorhandenen Struktur erhalten und 

behutsam weiterzuentwickeln zu können, werden bauordnungsrechtliche Festsetzungen gemäß 

§ 74 LBO getroffen. Diese Festsetzungen betreffen im Wesentlichen die Gestaltung von Gebäu-

den und Freiflächen. 

 

Die Festsetzung zur erforderlichen Anzahl der Stellplätze wird durch die Lage von Ringsheim im 

ländlichen Raum erforderlich. Das Angebot des ÖPNV im Plangebiet ist im Vergleich mit Bal-

lungszentren eher gering. In der Regel verfügt jeder Haushalt im Schnitt über mindestens zwei 

motorisierte Fahrzeuge. Die erforderliche Zahl der Stellplätze wird in Abhängigkeit von der je-

weiligen Wohnungsgröße differenziert festgesetzt, um der realistisch möglichen Zahl der Nutzer 

Rechnung zu tragen und für die Schaffung kleinerer Wohnungen nicht zu hohe Hürden durch 

hohe Stellplatzanforderungen aufzubauen. Die Erhöhung der Anzahl erforderlicher Stellplätze 

gilt auch für Ferienwohnungen. Diese stellen zwar im Sinne der BauNVO gewerbliche Nutzungen 

dar, unterfallen aber dem Begriff der Wohnungen gemäß § 37 (1) S. 1 bzw. § 74 (2) Nr. 2 LBO. 

Da Ferienwohnungen häufig durch mehrere Personen bzw. Familien genutzt werden. Dagegen 

findet für Beherbergungsbetriebe § 37 (1) S. 2 LBO i.V.m. der jeweils gültigen VwV-Stellplätze 

Anwendung.  
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6.2 Darstellung und Begründung der einzelnen Änderungen  

 

Festsetzung  Inhalt der Änderung Begründung der Änderung 

Zeichn. 

Teil 

T 2.1 

vordere Baugrenze  

 

 

 

um 2,5 m verschoben Richtung 

Straße (Vergrößerung Baufens-

ter) 

Bessere Grundstücksausnut-

zung zu Ermöglichung von 

Nachverdichtung 

 hintere Baugrenze 

 

neu eingefügt (Verkleinerung 

Baufenster) 

 

Begrenzung Verschattung 

nördlich angrenzender Grund-

stücke; Bisher durch textliche 

Festsetzung geregelt 

 

 seitliche Baugrenze 

Flurstück 5861 

Entfall 

 

 

Bessere Grundstücksausnut-

zung zu Ermöglichung von 

Nachverdichtung 

 

 Nutzungsschablone: 

Zahl der Vollge-

schosse 

 

Erhöhung von I auf II (wie 

schon im ursprünglichen B-Plan 

von 1970) 

Bessere Grundstücksausnut-

zung zu Ermöglichung von 

Nachverdichtung 

 Nutzungsschablone: 

Geschossflächenzahl 

 

Erhöhung von 0,5 auf 0,8 Bessere Grundstücksausnut-

zung / Nachverdichtung 

 

Bebauungs-

vorschriften 

T 2.2 

II. / Maß der bauli-

chen Nutzung, § 4 

Einführung einer absoluten Hö-

henbegrenzung (maximale Ge-

bäudehöhe) von 9,50 m sowie 

einer maximalen Wandhöhe 

von 5,50 m  

 

Begrenzung einer möglichen 

Verschattung, Klärung einer 

bisher inkonsequenten Festset-

zung (Sockelhöhe und Knie-

stockhöhe waren begrenzt, Ge-

schosshöhe des Vollgeschosses 

jedoch nicht) 

  

 III. / Bauweise und 

überbaubare Grund-

stücks-flächen, § 5 / 

1. 

 

Streichung Punkt 1. (Grenzab-

stand der Hauptnutzung von 

4,0 m); Allgemeine Zulässigkeit 

von Dachüberständen und un-

tergeordneten Bauteilen außer-

halb der Baugrenze 

 

Bessere Grundstücksausnut-

zung zu Ermöglichung von 

Nachverdichtung; Ersatz durch 

Festsetzung hinterer Baugrenze 

 

 IV. / Baugestaltung, 

§ 7 / 1. bis 5. 

Streichung Punkte 1. bis 3 so-

wie 5. (Gestaltungsvorschriften, 

Kniestockhöhen, Ausbauverbot 

Dachgeschoss); Neufassung 

Vorschriften zu Dachaufbauten 

Festsetzungen zu Gestaltung 

im wesentlich nicht objektiv 

Prüfbar („…harmonisch“); Er-

satz der Kniestockhöhe durch 

Festsetzung einer maximalen 

Gesamtgebäudehöhe; Bisherige 

Vorschriften zu Dachaufbauten 

unkonkret, Verbot Ausbau des 

Dachgeschosses nicht mehr 

zeitgemäß.  
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Festsetzung  Inhalt der Änderung Begründung der Änderung 

Bebauungs-

vorschriften 

T 2.2 

IV. / Baugestaltung, 

§ 7 / 6.  

Neuformulierung (Dachneigun-

gen) 

Klarstellung und flexiblere 

Handhabung 

 

 IV. / Nebengebäude 

und Garagen, 

§ 8 / 1., 2. 

Streichung Punkte 1. und 2. 

(Gestaltungsvorschriften) 

Festsetzung nicht objektiv prüf-

bar („guter baulicher Zusam-

menhang“); flexiblere Bebau-

barkeit des Grundstücks  

 

 IV. / Nebengebäude 

und Garagen, 

§ 8 / 3. 

Ergänzung Definition der Be-

zugspunkte für Höhenfestset-

zung; Entfall Vorgaben zu Ma-

terial; Erweiterung zulässige 

Dachneigungen 

 

Klarstellung und flexiblere 

Handhabung 

 

 V. / Stellplatz-ver-

pflichtung 

§ 9  

Zusätzlich eingefügt Es wird sichergestellt, dass aus-

reichend Stellplätze auf dem ei-

genen Grundstück hergestellt 

werden 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ringsheim, den 31.07.2020 

 

 

 

 

 

 

                                     

                                         

__________________________________________ 

                                                                                            

(Weber, Bürgermeister) 
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